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§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen
1 Versicherte Sachen
Versichert gelten
1.1 fest mit dem Gebäude verbundene Geräte, sofern diese
internetfähig sind oder eine Smart Home Funktion haben,

1.2 sonstige elektrotechnische oder elektronische Anlagen und
Geräte, die der Reduzierung des Energieverbrauchs dienen;

1.3 Heizungsanlagen für die Verbrennung von nachwachsenden
Rohstoffen (CO2-neutral) und Heizungsanlagen, die den aktuel-
len Abgasnormen für Wohngebäude entsprechen;

1.4 Solarthermie-/Photovoltaikanlagen, sofern sie sich in oder
auf einem Ein-/Zweifamilienhaus befinden, Geothermieanlagen
inkl. Erdschleifen und Tiefbohrungen;

1.5 privat genutzte, fest mit den versicherten Wohngebäuden,
Nebengebäuden, Carports, Garagen oder dem Versicherungs-
grundstück verbundene E-Ladeboxen (Wallboxen);

1.6 Blockheizkraftwerk, Kraftwärmekopplung;

1.7 Klima- und Beschattungsanlagen;

1.8 Schließ-, Einbruchmelde- und Feuermeldeanlagen;

1.9 elektrische Antriebe von auf dem Versicherungsgrundstück
befindlichen Garagen-, Hof- und Gartentoren sowie Poolabde-
ckungen.

Versicherungsschutz besteht, sobald die unter 1.1. bis 1.9.
genannten Sachen betriebsfertig sind und soweit

- der Versicherungsnehmer die Gefahr für die Anlagen trägt;
- die Anlagen von einem eingetragenen Fachbetrieb montiert

wurden oder, bei Selbstmontage, die Anlage von einem einge-
tragenen Fachbetrieb abgenommen wurde;

- die Anlagen den gesetzlichen Vorgaben für Verbrennungsanla-
gen und dem aktuellen Stand der Technik zum Zeitpunkt der
Installation entsprechen.

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erpro-
bung und soweit vorgesehen nach beendetem Probebetrieb ent-
weder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befin-
det. Eine spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit
unterbricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch wäh-
rend einer De- oder Remontage sowie während eines Transpor-
tes der Sache innerhalb des Versicherungsortes.

2 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind
2.1 Datenträger (Datenspeicher für maschinenlesbare Informa-
tionen) nur versichert, wenn sie vom Benutzer nicht auswech-
selbar sind (z. B. Festplatten jeder Art);

2.2 Daten (maschinenlesbare Informationen) und Programme
nur versichert, wenn sie für die Grundfunktion der versicherten
Sache notwendig sind (System-Programmdaten aus Betriebssy-
stemen oder damit gleichzusetzende Daten).

3 Nicht versichert sind
3.1 nicht mit dem Gebäude/Grundstück fest verbundene Haus-
technik wie z. B. Fernseher, Radios, Kühlschränke, Waschma-
schinen, Mikrowellen, PCs;

3.2 Windkraftanlagen;

3.3 Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und
Arbeitsmittel;

3.4 Werkzeuge aller Art, z. B. Bohrer, Fräser;

3.5 sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicher-
ten Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden
müssen, z. B. Sicherungen, Lichtquellen, nicht wieder aufladbare
Batterien, Filtermassen und -einsätze.

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden
1 Versicherte Gefahren und Schäden
1.1 Der Versicherer leistet Entschädigung für Sachschäden an
versicherten Sachen durch vom Versicherungsnehmer oder des-
sen Repräsentanten nicht rechtzeitig vorhergesehene Ereignisse
und bei Abhandenkommen versicherter Sachen durch Diebstahl,
Raub oder Plünderung.

Entschädigung wird geleistet für Beschädigungen oder Zerstö-
rungen (Sachschäden), insbesondere durch
1.1.1 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit
(leichte und grobe);
1.1.2 Überspannung, Induktion, Kurzschluss, Überstrom;
1.1.3 Brand, Blitzschlag, Explosion sowie Schwelen, Glimmen,
Sengen, Glühen oder Implosion (einschließlich der Schäden
durch Löschen, Niederreißen, Ausräumen oder Abhandenkom-
men infolge eines dieser Ereignisse);
1.1.4 Wasser, Feuchtigkeit, Überschwemmung;
1.1.5 Vorsatz Dritter, Sabotage, Vandalismus;
1.1.6 Hacking;
1.1.7 höhere Gewalt;
1.1.8 Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler.

1.2 Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der
versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicherte
Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauscheinheit (im
Reparaturfall üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf
die versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist dieser
Beweis nicht zu erbringen, so genügt die überwiegende Wahr-
scheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer versi-
cherten Gefahr von außen zurückzuführen ist.

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch
Entschädigung geleistet.

1.3 Entschädigung für die Wiederherstellung versicherter Daten
und Programme (§ 1 Nr. 2.2) wird nur geleistet, wenn der Ver-
lust oder die Veränderung der Daten und Programme infolge
eines dem Grunde nach versicherten Schadens an dem Daten-
träger eingetreten ist, auf dem diese gespeichert waren.

1.4 Die Entschädigung für Akkumulatoren/Batteriespeicher wird
ab einem Gerätealter von einem Jahr um monatlich 1 %
gekürzt. Sonstige Material-, Fahrt- und Montagekosten werden
gemäß § 5 ersetzt.
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2 Nicht versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-
chen keine Entschädigung für Schäden
2.1 durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen
Repräsentanten;

2.2 durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vor-
zeitige Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an weiteren
Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. Nr. 2
bleibt unberührt;

2.3 die durch Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erd-
beben, Vulkanausbruch oder Kernenergie entstehen.

2.4 für die ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler),
Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat.
Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versi-
cherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der
Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden einzutreten hat
und bestreitet der Dritte dies, so behält der Versicherungsneh-
mer zunächst die bereits gezahlte Entschädigung. § 86 Versiche-
rungsvertragsgesetz (VVG) - Übergang von Ersatzansprüchen -
gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen
Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versicherers
außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu
machen. Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versi-
cherungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt
oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenser-
satz leistet.

§ 3 Versicherungsort
Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungs-
ortes. Versicherungsort ist das im Versicherungsvertrag
bezeichnete Grundstück.

§ 4 Versicherungssumme/Selbstbehalt
Die unter § 1 genannten bzw. versicherten Sachen/Geräte sind
bis zu einer Entschädigungsgrenze von max. 50.000 EUR auf
Erstes Risiko zum Neuwert versichert. Der Selbstbehalt beträgt
150 EUR je Versicherungsfall.

§ 5 Entschädigung, Garantien
1 Der Versicherer leistet Entschädigung nach seiner Wahl ent-
weder durch Naturalersatz (Nr. 2) oder durch Geldersatz (Nr. 3
und 4). Lehnt der Versicherungsnehmer Entschädigung durch
Naturalersatz (Nr. 2) ab, so leistet der Versicherer Geldersatz
(Nr. 3 und 4) zum Neuwert.

2 Naturalersatz bedeutet
2.1 bei beschädigten Sachen deren Wiederherstellung im Auf-
trag des Versicherers;

2.2 bei zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen (§ 2 Nr.
1) die Wiederbeschaffung neuer Sachen gleicher Art und Güte
durch den Versicherer. Ausgewechselte Teile oder Sachen (Alt-
material) gehen in das Eigentum des Versicherers über.

3 Geldersatz bedeutet
3.1 im Falle eines Teilschadens die Zahlung der für die Wieder-
herstellung der beschädigten Sache am Schadentag notwendi-
gen Kosten;

3.2 im Falle eines Totalschadens die Zahlung des Betrages
gemäß § 4. Der Wert des Altmaterials (Teilschaden) bzw. der
Reste (Totalschaden) wird angerechnet.

4 Abweichend von Nr. 3 ist die Entschädigungsleistung durch
Geldersatz auf den Zeitwert begrenzt, wenn
4.1 die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaf-
fung (Totalschaden) unterbleibt oder

4.2 für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatz-
teile nicht mehr zu beziehen sind.

5 Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Kosten zur Wiederherstel-
lung des früheren betriebsfähigen Zustands der versicherten
Sache (zuzüglich des Wertes des Altmaterials) niedriger sind
als der jeweilige Neuwert der versicherten Sache. Andernfalls
liegt ein Totalschaden vor.

6 Der Zeitwert ist der Neuwert (= Wiederbeschaffungspreis im
Neuzustand am Schadentag) unter Berücksichtigung eines
Abzugs entsprechend dem technischen Zustand der Sache

unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalls, insbesondere für
Alter und Abnutzung.

7 Ersetzt werden auch notwendige zusätzliche Kosten für
7.1 Teile gemäß § 1, jedoch unter Abzug einer Wertverbesse-
rung und nur, wenn diese zur Wiederherstellung der Sache
beschädigt oder zerstört und deshalb erneuert werden müssen;

7.2 Eil- und Expressfracht;

7.3 Überstunden sowie Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbei-
ten.

8 Weiterhin werden auch notwendige
8.1 Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten
(soweit diese Kosten nicht Wiederherstellungskosten sind);

8.2 Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich;

8.3 Bewegungs- und Schutzkosten;

8.4 Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten;

8.5 Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten oder Bereit-
stellung eines Provisoriums;

8.6 Kosten für Luftfracht;

8.7 Reparaturaufwendungen an dem Dach infolge eines ersatz-
pflichtigen Sachschadens an der darauf befindlichen Solar-
/Photovoltaikanlage;

8.8 Mehrkosten für die Beschaffung von zusätzlicher Energie
aufgrund eines ersatzpflichtigen Sachschadens für die Dauer
von bis zu max. 6 Monaten nach Schadeneintritt (Haftzeit)

bis zu einer Summe von jeweils 5.000 EUR ersetzt.

9 Nach einem Versicherungsfall ist für die Photovoltaikanlage
das Risiko der Betriebsunterbrechung (Ertragsausfall) mitversi-
chert.

Die Entschädigungsleistung wird aus der schadenbedingt ausge-
fallenen Leistung der installierten Photovoltaikanlage mit bis zu
2,50 EUR pro kW und Tag berechnet. Sie ist insgesamt begrenzt
auf die, mit der vom Schaden betroffenen Anlage bzw. Teilanla-
ge, im Ausfallzeitraum maximal erzielbare Vergütung aus der
Stromeinspeisung.

Die Haftzeit des Versicherers beträgt 6 Monate.

Jeder Unterbrechungsschaden ist dem Versicherer unverzüglich
nach Eintritt anzuzeigen. Ansonsten beginnt die Berechnung des
Ertragsausfalls frühestens mit dem Eingang der Anzeige beim
Versicherer.

10 Für versicherte Daten und Programme (§ 1 Nr. 2.2) leistet
der Versicherer Entschädigung in Höhe der notwendigen Kosten
für deren Wiederbeschaffung bzw. Wiederherstellung; Nrn. 1 bis
8 und 11 bleiben unberührt.

11 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
11.1 Kosten, die auch dann entstanden wären, wenn der Scha-
den nicht eingetreten wäre (z. B. für Wartung);

11.2 zusätzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass anlässlich
eines Versicherungsfalls Änderungen oder Verbesserungen vor-
genommen werden;

11.3 Kosten, die nach Art oder Höhe in der Versicherungssum-
me nicht enthalten sind;

11.4 Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wieder-
herstellung;

11.5 Vermögensschäden, insbesondere nicht für Vertragsstra-
fen, Schadensersatzleistungen an Dritte und Nutzungsausfall
versicherter Sachen.

12 Innovationsgarantie
Der Versicherer garantiert dem Versicherungsnehmer, dass
künftig verbesserte Inhalte dieser Versicherungsbedingungen,
auch für diesen Vertrag gelten, soweit sie ausschließlich zum
Vorteil des Versicherungsnehmers abweichen.

Voraussetzung ist hierbei, dass diese Leistungserweiterungen
ohne Mehrbeitrag bei künftigen Versicherungsverträgen des
gleichen Produkts mitversichert sind.
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13 Vorversicherer-Garantie
Waren im direkten Vorvertrag eines anderen Versicherers für
dasselbe Risiko und die gleichen versicherten Gefahren bessere
Leistungen vereinbart, sind diese auf Basis der Vertragsgrund-
lagen des Vorversicherers bis max. 100.000 EUR mitversichert.
Der Versicherungsnehmer muss sich im Schadenfall darauf
berufen und die Unterlagen zur Verfügung stellen. Diese Verein-
barung gilt für die Dauer des Vertrages, nicht während der Zeit
einer Differenzdeckung, längstens für 5 Jahre.

Von dieser Vereinbarung ausdrücklich ausgenommen sind

- Vorsatz
- berufliche und gewerbliche Risiken
- Assistance- und sonstige versicherungsfremde Dienstleistun-

gen
- Einschlüsse und/oder Leistungserweiterungen nach dem Prin-

zip der unbenannten Gefahren oder der Allgefahrendeckung.

§ 6 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
1 Fälligkeit der Entschädigung
1.1 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abge-
schlossen sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat
nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen
ist.

1.2 Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Ent-
schädigung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer
gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er
die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt
hat.

2 Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils
Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versi-
cherer nach 1.2 geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn die
Sache infolge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers
nicht innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt
oder wiederbeschafft worden ist.

3 Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechts-
grund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
3.1 die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines
Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - ab Fällig-
keit zu verzinsen;

3.2 der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Ent-
schädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versi-
cherungsnehmer die Sicherstellung der Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung versicherter Sachen gegenüber dem Versi-
cherer nachgewiesen hat;

3.3 der Zinssatz beträgt 4 Prozent;

3.4 die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

4 Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3.1 und 3.2 ist der
Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt
oder nicht gezahlt werden kann.

5 Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
5.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs-
nehmers bestehen;

5.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen
den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus
Anlass dieses Versicherungsfalls noch läuft.

6 Abtretung des Entschädigungsanspruches
Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustim-
mung des Versicherers abgetreten werden. Die Zustimmung
muss erteilt werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus
wichtigem Grund verlangt.

§ 7 Wiederherbeigeschaffte Sachen
1 Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen (§ 2 Nr. 1)
ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntni-
serlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzei-
gen.

2 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandenge-
kommenen Sache (§ 2 Nr. 1) zurückerlangt, nachdem für diese
Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, so hat der Versi-
cherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die
Sache dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versiche-
rungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen
nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers
auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das Wahl-
recht auf den Versicherer über.

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn
der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz
wieder zu verschaffen.

§ 8 Verhältnis zu anderen Versicherungsverträgen (Subsidiari-
tät)
Eine Entschädigung wird nicht geleistet, soweit für den Schaden
eine Leistung aus einem anderen Versicherungsvertrag des
Versicherungsnehmers oder eines Dritten beansprucht werden
kann.

§ 9 Beitrag; Beginn und Ende der Haftung
1 Fälligkeit von Beitrag und Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung
Die Beiträge sind auf monatlicher Grundlage bemessen. Die
Versicherungsperiode (§ 12 VVG) beträgt daher stets einen
Monat. Die Beiträge sind entsprechend der Versicherungsperi-
ode als Monatsbeitrag zu entrichten, alternativ kann jedoch ein
anderer Zahlungsrhythmus (jährlich, halb- oder vierteljährlich)
vereinbart werden. Für die im Voraus entrichteten Jahresbeiträ-
ge wird ein entsprechender Nachlass gewährt.

Der Beitragszeitraum richtet sich nach dem vereinbarten Zah-
lungsrhythmus.

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteu-
er, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz
bestimmten Höhe zu entrichten hat.

1.1 Erstbeitrag
Der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unver-
züglich nach Abschluss des Versicherungsvertrages zu zahlen,
jedoch nicht vor dem mit dem Versicherungsnehmer vereinbar-
ten, im Versicherungsschein angegebenen Beginn der Versiche-
rung. Zahlt Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem
in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

1.2 Folgebeitrag
Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

1.3 Rechtzeitigkeit der Zahlung im Lastschriftverfahren
Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart,
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach
einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Ver-
sicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Ver-
sicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat,
oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist
der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Last-
schriftverfahrens zu verlangen. De Versicherungsnehmer ist zur
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Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versi-
cherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

2 Haftung
2.1 Die Haftung des Versicherers beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn
zur Beitragszahlung erst später aufgefordert, der Beitrag aber
ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsnehmer bei
Antragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits ein-
getreten ist, so entfällt dafür die Haftung.

2.2 Abweichend von dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt beginnt der Versicherungsschutz bereits um 00:00
Uhr, wenn

- für das zu versichernde Risiko vor Beginn dieses Vertrages
gleichartiger Versicherungsschutz bei einem anderen Versi-
cherungsunternehmen (Vorversicherer) bestanden hat und

- der Versicherungsvertrag des Vorversicherers um 24:00 Uhr
des Tages endet, der vor dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Vertragsbeginn liegt.

3 Dauer und Ende des Vertrages
3.1 Der Vertrag ist zunächst für den im Versicherungsschein
angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

3.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um eine weitere Versicherungsperiode
wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor
Ablauf eine Kündigung in Textform zugegangen ist.

Nach Ablauf kann der Vertrag unter Einhaltung einer Frist von
drei Monaten zum Ende der dann laufenden Versicherungsperi-
ode in Textform gekündigt werden.

3.3 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten in Textform gekündigt werden;
maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist der Zugang der Kün-
digung beim Vertragspartner.

4 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne das es einer Kündigung bedarf, zum vorgese-
henen Zeitpunkt.

5 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf
Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragser-
klärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Ver-
sicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil des Beitrages zu erstatten. Voraussetzung ist, dass
der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, auf
die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag
hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat,
dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist
beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer
zusätzlich den für das erste Jahr gezahlten Beitrag zu erstatten;
dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus
dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

§ 10 Anpassung der Versicherung
1 Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der Schadenaufwen-
dungen, der Kosten (insbesondere der Provisionen, der Sach-
und Personalkosten und des Aufwands für die Rückversiche-
rung) und des Gewinnansatzes kalkuliert.

2 Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag
für bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und -
wenn die Entwicklung der Schadenaufwendungen es erforderlich
macht - an diese Entwicklung anzupassen.

Die durch gesetzlich vorgeschriebene Veränderung des
betriebsnotwendigen Sicherheitskapitals entstehenden Kapital-
kosten dürfen mit einberechnet werden. Veränderungen des
Gewinnansatzes und der Provisionssätze bleiben bei der
Anpassung außer Betracht.

Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag minde-
stens alle fünf Jahre - gerechnet ab 01.07.2018 - neu kalkuliert.

Die Neukalkulation berücksichtigt auf der Basis der bisherigen
Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige

Entwicklung des Schadenbedarfs. Unternehmensübergreifende
Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine aus-
reichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Ver-
fügung steht.

3 Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder
Versicherungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungs-
recht hat, berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Bei-
träge, auch soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz
vereinbart sind, für die einzelnen Bestandsgruppen anzupassen,
wenn
3.1 die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbezo-
genen Beitragsfaktoren beruht, die sich durch die Nachkalkula-
tion ergeben haben und weder vorhersehbar noch beeinflussbar
waren und

3.2 die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.

Der neue Beitrag ist unter Beachtung der anerkannten Grund-
sätze der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik
den neu ermittelten Werten angemessen anzupassen und darf
nicht höher sein als die Beiträge des Tarifs für neu abzuschlie-
ßende Verträge mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem
Deckungsumfang. Ist der Beitragssatz nach der festgestellten
Abweichung zu senken, so ist der Versicherer dazu verpflichtet.

4 Der neue Beitrag wird mit Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode wirksam. Für eine Beitragserhöhung gilt dies aber
nur, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Bei-
tragserhöhung unter Hinweis auf den Unterschied zwischen
altem und neuem Beitrag einen Monat vor dem Zeitpunkt des
Wirksamwerdens mitgeteilt und ihn in Textform über sein Recht
nach 6 belehrt hat.

5 Sieht der Versicherer von einer Beitragserhöhung ab oder
führt sie nur zum Teil durch, kann die festgestellte Abweichung
bei der nächsten Anpassung berücksichtigt werden.

6 Bei Erhöhung der Beiträge kann der Versicherungsnehmer
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühe-
stens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung
in Textform kündigen. Anderenfalls wird der Vertrag zu dem
geänderten Beitrag fortgeführt.

§ 11 Wegfall des versicherten Interesses
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-
rung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Ver-
sicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.

§ 12 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versiche-
rungsfall
1 Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungs-
falls
1.1 nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des
Schadens zu sorgen;

1.2 dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm
Kenntnis erlangt hat, unverzüglich - gegebenenfalls auch münd-
lich oder telefonisch - anzuzeigen;

1.3 Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-min-
derung - ggf. auch mündlich oder telefonisch - einzuholen, wenn
die Umstände dies gestatten;

1.4 Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-min-
derung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen; erteilen mehrere
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

1.5 Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum
unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

1.6 dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeich-
nis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

1.7 das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versi-
cherer freigegeben worden sind; sind Veränderungen unum-
gänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu
einer Besichtigung durch den Versicherer aufzubewahren;
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1.8 soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft
- auf Verlangen in Textform - zu erteilen, die zur Feststellung
des Versicherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht
des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über
Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten;

1.9 vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.

2 Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versiche-
rers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß
Nr. 1 ebenfalls zu erfüllen, soweit ihm dies nach den tatsächli-
chen und rechtlichen Umständen möglich ist.

§ 13 Gefahrerhöhung
Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn sich nach Abgabe der Ver-
tragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vor-
handenen Umstände so verändern, dass der Eintritt des Versi-
cherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder die
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahr-
scheinlicher wird.

§ 14 Sachverständigenverfahren
1 Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt
des Versicherungsfalls vereinbaren, dass die Höhe des Scha-
dens durch Sachverständige festgestellt wird. Das Sachverstän-
digenverfahren kann durch Vereinbarung auf sonstige tatsächli-
che Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der
Höhe der Entschädigung ausgedehnt werden.
Der Versicherungsnehmer kann ein Sachverständigenverfahren
auch durch einseitige Erklärung gegenüber dem Versicherer
verlangen.

2 Für das Sachverständigenverfahren gilt:
2.1 Jede Partei benennt in Textform einen Sachverständigen
und kann dann die andere unter Angabe des von ihr benannten
Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständige nicht
binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt,
so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforde-
rung ist auf diese Folge hinzuweisen.

2.2 Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn
des Feststellungsverfahrens einen dritten Sachverständigen als
Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernannt.

2.3 Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind
oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung stehen, ferner
keine Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern
angestellt sind oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis ste-
hen. Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes
durch die Sachverständigen.

3 Die Feststellung der Sachverständigen müssen enthalten:
3.1 die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeit-
punkt, von dem an der Sachschaden für den Versicherungsneh-
mer nach den anerkannten Regeln der Technik frühestens
erkennbar war;

3.2 den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung, insbe-
sondere
3.2.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten
und beschädigten versicherten Sachen mit deren Werten unmit-
telbar vor dem Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des
Schadens;
3.2.2 die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in
den Zustand vor Schadeneintritt erforderlichen Kosten;
3.2.3 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;

3.3 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten.

4 Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig
ihre Feststellungen. Weichen die Feststellungen voneinander ab,
so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Die-
ser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb
der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen

Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien
gleichzeitig.

5 Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die
Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

6 Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes
sind verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offen-
bar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer
gemäß § 5 die Entschädigung.

7 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegen-
heiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 15 Versicherung für fremde Rechnung
1 Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im
eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten)
schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht
nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten
zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungs-
schein besitzt.

2 Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versi-
cherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann
die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen.

3 Kenntnis und Verhalten
Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung
für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des
Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen
des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss
sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten
und die Kenntnis des Versicherten nur dann zurechnen lassen,
wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers
ist.

§ 16 Kündigung nach dem Versicherungsfall
1 Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Ver-
tragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündi-
gung ist in Textform zu erklären. Sie muss der anderen Ver-
tragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung oder
Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2 Kündigung durch den Versicherungsnehmer
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des lau-
fenden Versicherungsjahres, wirksam wird.

3 Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 17 Wegfall der Entschädigungspflicht
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der
Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen,
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeu-
tung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechts-
kräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen
Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 18 Anzeigen; Willenserklärungen
Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Stelle gerichtet werden.

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-
rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist,
die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte

5311801 Sep18 (54B216) Seite 5 von 6



dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei
Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt
entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versiche-
rungsnehmers.

§ 19 Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den
Anspruch begründenden Umständen und der Person des
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit
erlangen müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der
Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform mit-
geteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller
nicht mit.

§ 20 Gerichtsstand
1 Klagen gegen den Versicherer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag
zuständigen Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz,
den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss
seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt ins Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in
dem der Versicherer seinen Sitz hat.

2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach
dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des
Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnli-
chen Aufenthalt.

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der
Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen
den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder
seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung.

§ 21 Anzuwendendes Recht
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 22 Schlussbestimmung
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes
bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt ins-
besondere für die im Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmun-
gen, die nach Maßgabe der Versicherungsbedingungen Inhalt
des Versicherungsvertrages sind.
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